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Nach einer kurzen Begrüßung durch Christine Höbermann,
Vorstand des Dritte Welt Forums in Hannover e.V. und Mo-
deratorin, stellten sich die rund 20 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer des Fachgesprächs im Bürgersaal des Rathauses
Hannover vor (siehe Liste am Ende der Dokumentation). 
Anschließend erklärte Heinz Reupke, ehemaliger Leiter 
des Einkaufs im Logistikzentrum Niedersachsen (LZN),
zunächst, was das LZN ist und welche Aufgaben es genau
hat: Als Landesbetrieb ist das LZN, das seit 2001 existiert,
der zentrale Einkaufs- und Versorgungspartner in der nie-
dersächsischen Landesverwaltung. Seine Kernkompetenz
ist der Einkauf und die Belieferung der Dienststellen in der

niedersächsischen Landesverwaltung mit Produkten und
Dienstleistungen. Sein Ziel ist die Nutzung von Synergie-
effekten und damit die Reduzierung der Prozess- und 
Transaktionskosten. Heinz Reupke führte aus, dass sich 
die Norddeutschen Küstenländer Bremen, Hamburg,
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und Nie-
dersachsen geeinigt haben, über das Logistikzentrum mit
Polizeibekleidung beliefert zu werden. Dies sind sämtliche
Uniformen, die Schutzbekleidung und alles, was insgesamt 
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in der Polizei an Bekleidung gebraucht wird. Die fünf Bun-
desländer haben die Farbe der Polizeiuniformen von grün
auf blau umgestellt und mussten deswegen komplett neu
ausgestattet werden. Dies, so Heinz Reupke, war eine beson-
ders große Ausschreibung für das LZN. Der Umfang der
Ausschreibung erforderte, dass der Landesbetrieb weltweit
beschaffen musste. Herr Reupke merkte an, dass nur noch
sehr wenig Bekleidung in Deutschland produziert wird und
der Einkauf dort für den öffentlichen Bereich nicht mehr
erschwinglich ist. Deswegen kauft das LZN vorwiegend im
Ausland ein. Ausgeschrieben wird jedes Vorhaben in der
gesamten Europäischen Union (EU); das LZN ist dadurch
an die detaillierten Vorschriften des Europarechts gebun-
den. „Diese Gradwanderung ist nicht ganz einfach“ sagte
der ehemalige Leiter des Einkaufs des LZN. Beschafft wird
die Bekleidung für insgesamt etwa 50 000 Uniformierte.
Das LZN gibt dafür rund 10 Millionen Euro pro Jahr aus.
In manchen Bundesländern (Hamburg, Schleswig-Holstein,
Niedersachsen), erklärte Heinz Reupke, werden nicht nur
die Polizeibeamten, sondern auch sämtliche Justizbeamten
ausgestattet - durch die größere Einkaufsmenge ergeben sich
Einspareffekte von etwa 20 Prozent. Eine Ausschreibung
wird im EU-Amtsblatt (Pflicht), im Internet und bei der
IHK Niedersachsen (freiwillig) veröffentlicht. „Wir infor-
mieren jeden, der Interesse hat, weil wir möglichst viele 
Bieter haben möchten“, betonte Heinz Reupke. Bei der 
Ausschreibung muss alles, was später in den Vertrag einge-
baut werden soll, bereits in der Veröffentlichung erwähnt
sein und in den Ausschreibungsunterlagen näher erläutert 
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werden. Die Ausschreibung enthält
unter anderem technische Leistungs-
beschreibungen, die später Bestand-
teil des Vertrages sind. Ebenfalls der
Ausschreibung beigefügt sind ver-
schiedene Vordrucke, wie etwa so
genannte Eigenerklärungen, die von
den Bietern wahrheitsgemäß ausge-
füllt werden und die Bestandteil
ihres Angebots sein müssen. Diese
Eigenerklärungen sind standardmä-
ßig Bestandteil des Vertrags, obwohl
es keinen offiziellen Beschluss des
Niedersächsischen Landtages dazu
gibt. „Das ist uns bekannt, aber wir
machen’s trotzdem“, sagte Heinz
Reupke. „Wir warten auf keinen
Erlass“, hob er hervor. Das Vorgehen
ist dem Wirtschaftsministerium
bekannt, dieses hat dagegen keine
Einwände. Es gibt ein Kooperations-
gremium, das zwei Mal im Jahr tagt
und weisungsbefugt ist. Beschließt
dieses Gremium etwas einstimmig,
dann kann es Weisungen ausspre-
chen, die das LZN umsetzen muss. 
Heinz Reupke erklärte auf Nachfra-
ge aus dem TeilnehmerInnenkreis,
dass sich ein unterlegener Bieter 



dadurch benachteiligt fühlen könnte, dass er aus der Wer-
tung heraus gefallen ist, weil er ein bestimmtes Zertifikat
nicht erfüllen konnte. Dies könnte zum Beispiel dann der
Fall sein, wenn eine andere Firma zu Unrecht den Zuschlag
bekommen hat und die benachteiligte Firma dies nachwei-
sen kann. Ausgeschrieben wird für zwei Jahre mit einer
Option der Verlängerung um zwei weitere Jahre. Im Vorder-
grund stehen dabei die Menge und die Zeit. Das bedeutet:
Wenn das LZN die ausgeschriebene Menge in einer kürze-
ren Zeit abnimmt, ist der Vertrag vorher beendet und es
muss neu ausgeschrieben werden. Wer den Zuschlag bekom-
men hat, wird namentlich im EU-Amtsblatt veröffentlicht.
Unterlegene Bieter können dann 14 Tage lang Einspruch
einlegen.
Ariane Schmidt vom LZN führte weiter aus, dass der Lan-
desbetrieb wie ein Versandhandel arbeitet: Es gibt einen
Webshop, die Polizeibeamten können durch Anruf und 
Fax bestellen. In einem Lager wird der Bestand für drei
Monate kommissioniert. Die Polizisten haben ein Budget
und ein Konto, über das sie bestellen können. Sie dürfen
aber auch dazubezahlen, wenn sie ihr Budget überschreiten
müssen.
Christiane Schnura, Koordinatorin der Kampagne für 
Saubere Kleidung, merkte an, dass sie die mit der Bewer-
bung abgegebenen Eigenerklärungen für problematisch hält.
Sie betonte: „Uns ist das zu wenig! Das ist nur eine Krücke,
die man hat“. Heinz Reupke entgegnete, dass das LZN keine
andere Möglichkeit hat, als sich auf die wahrheitsgemäßen
Angaben der Bieter in den Eigenerklärungen zu verlassen. 
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„Mehr an Möglichkeiten sehen wir nicht, das ist Mindest-
standard bei uns“, betonte er. Gut wäre aber eine ‚Schwar-
ze Liste’, auf der zum Beispiel die Firmen verzeichnet wären,
die gegen Arbeitsrechte verstoßen hätten. Christine Höber-
mann wies darauf hin, dass die Internetressourcen der Kam-
pagne für Saubere Kleidung, bzw. des internationalen Sekre-
tariates derCleanClothesCampaign entsprechend verwen-
det werden könnten (www.saubere-kleidung.de, 
www.cleanclothes.org).
Marina Rudolf, sales director bei der Firma Global Detox
Hamburg, stellte sich zwischenzeitlich vor und wies darauf
hin, dass ihre Firma sehr wohl in FLO, dem Fair-Trade-
Standard und dem GOTS-Standard produziert, derzeit 
vor allem Babybekleidung. „Wir könnten alles produzieren“,
hob sie hervor. 
Waltraud Waidelich aus dem Referat Konsumethik des 
Frauenwerks der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, fragte:
„Warum werden Zertifikate nicht angefordert? Dann wäre
man doch auf der sicheren Seite!“. Sie wollte außerdem
wissen, ob Anbieter, die Ware im Fair-Trade-Standard pro-
duzieren, bessere Chancen bei einer Ausschreibung haben
und welchen Stellenwert dieser Punkt in der Entscheidung
gegenüber dem Preis einnimmt. Heinz Reupke antwortete,
dass den Zuschlag derjenige bekommt, der das wirtschaft-
lichste Angebot abgegeben hat. Waltraud Waidelich wollte
daraufhin wissen, was das wirtschaftlichste Angebot ist.
Heinz Reupke erklärte, dass Grundlage eine Bewertungsma-
trix ist, die für jeden Artikel unterschiedlich ist. Der Preis
muss dabei mit mindestens 30 Prozent einfließen, die Regel 
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läge bei 40 Prozent. Die Mindeststandards müssen erfüllt
werden. Waltraud Waidelich fragte nach, ob ein Nachweis
höher bewertet wird als die Abgabe einer Eigenerklärung.
„Das ist ein himmelweiter Unterschied, wie schlägt dieser 
zu Buche?“, erkundigte sie sich. Die Antwort lautete: Es

spielt keine Rolle, ob jemand eine Eigenerklärung abgibt
oder einen objektiv nachprüfbaren Nachweis führt.
Bärbel Klausing, Bekleidungsingenieurin beim LZN, hob
hervor, dass es für viele Produkte nur noch eine Handvoll
Bieter gibt. Das LZN muss jedoch die Kundenwünsche ir-
gendwie befriedigen. Deswegen muss es auch auf die Liefe-
ranten zugehen und Kompromisse eingehen, um überhaupt
die Mindeststandards zu erfüllen. „Wir fertigen fast nur in 

Europa oder in Asien. Die Problematik der Kinderarbeit ist
dort nicht so brisant und wir haben noch keinen spezifi-
schen Handlungsbedarf “, wusste sie. 
Wolfgang Becker, Leiter der Zentralen Ausschreibung der
Stadt Hannover, wies darauf hin, dass das Vergaberecht ins-

gesamt noch nicht so weit ist, dass solche
Dinge wie Menschenrechte oder Ökostandards
berücksichtigt werden und daraus Bevorzu-
gungen entsprechender Produkte abgeleitet
werden können. Bestimmte Vergabegrundsätze
wie zum Beispiel das Diskriminierungsverbot
(beispielsweise eine Benachteiligung dadurch,
dass der Bieter nicht Mitglied einer Vereini-
gung ist) gibt es. Im Grundsatz soll dadurch
sichergestellt werden, dass die Bieter gleich
behandelt werden und sowohl geprüfte Pro-
dukte (Label) als auch gleichwertige Produkte
gewertet werden. Außerdem werden die
Schwarzen Listen angesehen. Daraus lassen
sich aber nur Hinweise entnehmen, denen
genauer nachgegangen werden muss. 

Peter Müller von der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte und der LAOGAI Research Foundation
Washington DC sagte: „Ich finde die Vergabepraxis nur
nach dem Papier unbefriedigend“. So ist etwa fast jede Er-
klärung, die man aus der Volksrepublik China zu einem
Standard bekommt, gefälscht, gab Peter Müller zu beden-
ken. Schließlich kann man, so Peter Müller, in China alles
kaufen, selbst ein Todesurteil.
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Hannes Philipp aus dem Verband Entwicklungspolitik 
Niedersachsen meinte: „Es gibt schon ganz viele Bereiche,
da gibt es Labels, die sind nachweisbar gut“. Er regte an, ge-
meinsam zu überlegen, welche man davon nehmen könnte. 
Heinz Reupke wies sodann auf eine aktuelle Länderumfrage
des LZN hin. Deren Ergebnis ist es, dass sieben Länder sich
auf die Zuverlässigkeit der Bieter und deren Unterschrift als
Nachweis darüber, zum Beispiel nicht in Betrieben mit Kin-
derarbeit zu fertigen, verlassen. Darüber hinaus arbeiten
noch vier andere Länder mit Zertifikaten oder Vordrucken.
Christiane Schnura merkte an, dass es in der Bekleidungsin-
dustrie, ebenso wenig wie etwa in der Computerbranche ein
Soziallabel gibt. „Wir sind im Bekleidungssektor schon sehr
weit, wenn es um die Forderung nach der Einhaltung von
Sozialstandards geht. Da passiert schon eine ganze Menge
im Gegensatz zur Computerbranche!“, hob sie hervor. Die
Kampagne für Saubere Kleidung fordert von der Bundesre-
gierung, Sozialstandards zu definieren, die für alle Produkt-
gruppen gleich sind. 
Christiane Schnura kritisierte, dass es keine bundesweiten
Listen von Lieferanten und keine Vernetzung gibt. „Auf
Bundesebene muss man sich darüber Gedanken machen,
wie so eine Kontrolle vernünftig aussehen kann!“, forderte
Christiane Schnura. Das gilt ihrer Ansicht nach für alle 
Produktgruppen.
Gertraud Gauer-Süß, Vertreterin mehrerer Organisationen
aus Bremen, wollte anschließend wissen, wie die Lieferanten
auf die Anforderung der Selbstauskunft reagiert haben.
Heinz Reupke antwortete, dass es mit den Eigenerklärungen
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bislang kein Problem gibt. Nach dem Zuschlag wird, so
führte er aus, ein so genanntes Lieferantengespräch geführt,
welches protokolliert und von beiden Vertragsseiten unter-
schrieben wird. 
Waltraud Thyssen aus dem geschäftsführenden Vorstand 
der Gewerkschaft der Polizei Niedersachsen sagte auf Nach-
frage, dass das Thema der Uniformen in der Polizei sehr 
kritisch begleitet wurde: Die Polizisten wollten wissen, ob
die neue Uniform komfortabel ist, wie man einen Einsatz
damit bewältigen kann, ob es etwas gibt, was stört und wie
die klimatischen Eigenschaften sind. Die Uniform muss sich
bewähren und praktisch sein, betonte sie. Grundsätzlich ist
man aber sehr zufrieden: „Da ist schon was Gutes gelungen“,
sagte sie. 
Andreas Waldowsky, Sprecher für Europa und Internatio-
nales der Grünen in der Hamburgischen Bürgerschaft 
fragte anschließend bei den Vertretern des LZN nach, 
was geschieht, wenn ein Unternehmer eine Eigenerklärung
fälschlich abgibt. Er wollte außerdem wissen, ob dem LZN
bekannt ist, wo genau die Produkte hergestellt werden. 
Bärbel Klausing erklärte daraufhin, dass sie sich die Produk-
tionsstätten jederzeit persönlich ansehen könnte. „Wir wis-
sen jedes Land, in dem wir produzieren lassen und auch in
welchem Betrieb“, betonte sie. Theoretisch ist diese Kon-
trolle möglich, bemerkte sie, in der Realität scheitert sie
aber am Geld und an Personalmangel. „Wir sind in einem so
speziellen Sektor unterwegs, dass die Konkurrenz zwischen
den einzelnen Unternehmen sehr sehr groß ist und die Ver-
netzung sehr intensiv“, hob sie heraus. Die Lieferanten kon-
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trollieren sich gegenseitig und können sich deswegen keine
Kinderarbeit leisten.
Heinz Reupke führte aus, dass im Falle eines Zweifels an der
Richtigkeit der Angaben der Eigenerklärung unabhängige
Prüfinstitute dies nachprüfen. Sollten sich die Zweifel erhär-
ten, darf normalerweise dieser Lieferant den
Auftrag nicht ausführen, erhält eine Vertrags-
strafe und wird, so Heinz Reupke, für minde-
stens sechs Monate vom Bieterverfahren ausge-
schlossen. „Bislang gab es einen solchen Fall
noch nicht, wir haben es konkret noch nicht
durchgespielt“, sagte er. Ariane Schmidt ergänz-
te, dass die Zertifikate sehr genau angesehen
werden.
Ralf Briese, Mitglied des Niedersächsischen
Landtags (Die Grünen), merkte an, dass das
LZN sehr viel produktiver ist als die Politik.
Dort zählt, monierte er, nur die Wirtschaft-
lichkeit, nichts anderes. Heinz Reupke sagte 
auf Nachfrage, dass das LZN Herr des Verfah-
rens ist und dieses so durchführen darf, wie es
möchte,wenn es dabei nicht gegen Vorschriften verstößt. 
Silvia Hesse, Leiterin des Agenda21Büros der Stadt Hanno-
ver wies darauf hin, dass in der Stadt Hannover anlässlich
der Unterzeichnung der Erklärung des Städtetages zu dem
kommunalen Engagement zu den MDGS ein Ratsbeschluss
verabschiedet wurde (siehe Anhang). Die Verwaltung soll
künftig prüfen, inwieweit fair gehandelte Produkte in der
Verwaltung eingesetzt werden können. Unter der Federfüh-
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rung des Agenda21Büros wurde eine verwaltungsinterne
Arbeitsgruppe aus verschiedenen Fachbereichen eingesetzt,
die bis September ein Konzept vorlegen soll. Dies betrifft
auch die Bekleidung. 

Nach zwei Stunden angeregter Diskussion beendete 
Christine Höbermann das Fachgespräch und dankte allen
Teilnehmerinnen und Teilnehmern für die konzentrierte
Arbeit und ihr Kommen. Zur weiteren Vernetzung konnten
sich alle, die Interesse hatten, in eine Adressenliste eintragen.



Das Ausschreibungsverfahren beim LZN

Ab 15.000 Euro wird national ausgeschrieben (ab 
15.000 Euro beschränkt und ab 25.000 Euro öffentlich
auszuschreiben). Öffentliche Ausschreibungen werden
auf der Vergabeplattform des Landes Niedersachsen
unter http://vergabe.niedersachsen.de/ veröffentlicht.
Darüber hinaus erfolgt die Bekanntgabe auch in meh-
reren privaten Veröffentlichungsblättern.
Ab 206.000 Euro ist EU-weit auszuschreiben und im 
EU-Amtsblatt in Luxemburg zu veröffentlichen. Die 
Veröffentlichung erfolgt zusätzlich auch wie bei der
nationalen Ausschreibung vorstehend aufgeführt.
Zur Beschleunigung von investiven Maßnahmen wurden
angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftskrise die Wert-
grenzen für beschränkte Ausschreibungen und freihändi-
ge Vergaben gemäß Runderlass der Staatskanzlei und der
übrigen Ministerien vom 04.02.2009 (24-32573/0020)
auf 100.000 Euro angehoben. Um hier Transparenz zu
gewährleisten, werden die Auftragnehmer aus den Aus-
schreibungen mit einem Netto-Auftragswert von 25.000
bis 100.000 Euro auf der Vergabeplattform mit Namen
und Anschrift des Auftraggebers, Ort der Auftragsaus-
führung, Auftragsgegenstand, Namen und Anschrift
des Auftragnehmers und dem Auftragsvolumen (ohne
Umsatzsteuer) veröffentlicht. Der Runderlass ist zeitlich
begrenzt und tritt am 31.12.2010 außer Kraft.
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Die Auftragnehmer von Ausschreibungen zwischen
100.000 und 206.000 Euro werden nicht veröffentlicht.
Gemäß § 27 Verdingungsordung für Leistungen Teil A
(VOL/A) teilt die Vergabestelle jedem erfolglosen Bieter
nach Zuschlagserteilung auf dessen schriftlichen Antrag
hin unverzüglich die Ablehnung seines Angebots schrift-
lich mit. Unter bestimmten Voraussetzungen können
auch die Gründe für die Ablehnung, die Anzahl der ein-
gegangenen Angebote und der niedrigste und höchste
Angebotsendpreis mitgeteilt werden. Ab 206.000 Euro
muss EU-weit im EU-Amtsblatt unter
http://ted.europa.eu/ ausgeschrieben werden. Die Fir-
men, die jeweils für den Zuschlag vorgesehen sind sowie
die Firmen, die den Zuschlag nicht erhalten sollen, wer-
den 14 Tage vor Zuschlagserteilung mit Begründung
informiert. Unterlegene Bieter können innerhalb der
genannten Frist ein Nachprüfungsverfahren beantragen.
Die Auftragnehmer werden nach Zuschlagserteilung im
EU-Amtsblatt veröffentlicht.
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